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Merkblatt:  Formelles für eine Pressemitteilung 

- Entscheidend für eine Pressemitteilung sind die berühmten W-Fragen: Was? Wie? Wer? 

Wann? Wo? Warum? Es können nicht immer alle diese Fragen beantwortet werden, aber sie 

bieten eine Orientierungshilfe, wenn eine PM geschrieben werden soll. 

- Es sollte in der Pressemitteilung immer so wirken, als wenn es eineN AnsprechpartnerIn für 

die Presse gegeben hat. Dementsprechend sollte vorweg entschieden werden, wer als 

Person in der PM auftauchen soll. 

- DieseR AnsprechpartnerIn sollte in Form direkter Rede „zu Wort“ kommen, sodass der 

Interviewcharakter der PM deutlicher wird (Beispiel: „Thunfisch aus der Dose ist kein Ersatz 

für Delphin“, so Max Mustermann, Sprecher des Vereins Kochen mit Delphin). 

- Nach der direkten Rede sollte es in Form indirekter Rede weitergehen. Dafür wird der 

Konjunktiv 1 verwendet (Beispiel: Delphine seien wesentlich nahrhafter als Thunfisch.). 

- Am Schluss der PM sollte noch einmal die grundsätzliche Haltung deutlich werden oder der 

Zweck der PM in einem Satz kurz zusammengefasst sein (Beispiel: Mustermann: „Deshalb 

wollen wir mehr Delphin in unseren Küchen!“). 

- Zu guter Letzt wird noch eine Überschrift benötigt, die einerseits den Inhalt der PM 

widerspiegelt, jedoch gleichzeitig als Eyecatcher funktionieren sollte (Beispiel: Mustermann 

fordert mehr Genuss von Delphinfleisch). 

 

Beispiel für eine komplett ausgearbeitete PM 

 

Minister Stratmann (CDU) fördert Autokratie an den Hochschulen! 

 

Die Landesregierung aus CDU und FDP plant aus Sicht der Jusos Niedersachsen mit der Novelle des 

Niedersächsischen Hochschulgesetzes (NHG) eine weitere Entmachtung universitärer Gremien. „Es 

ist eine Schande, wie die Universität der Statusgruppen von der Landesregierung mit Füßen getreten 

wird“, so Lars Kelich, Landeskoordinator der Juso-Hochschulgruppen Niedersachsen. Stratmann sorge 

mit der Novelle dafür, dass der demokratische Grundsatz an den Hochschulen komplett ausgehebelt 

und HochschulpräsidentInnen, die ohnehin autokratische Neigungen haben, durch das novellierte 

Gesetz in ihrer undemokratischen Grundhaltung bestärkt würden.  

 

Eine besondere Härte stelle der Umgang mit Berufungsverfahren dar. Bisher wurden hierfür 

Kommissionen eingesetzt, an denen alle Statusgruppen der Hochschule beteiligt waren. Durch das 

novellierte NHG sollen die PräsidentInnen das Recht haben, die Statusgruppen vom Verfahren 

auszuschließen. „Es ist eine Unverschämtheit, wie Stratmann, trotz massiver Proteste der 
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Studierenden, die Forderung nach mehr Demokratie an den Hochschulen ignoriert und die Präsidien 

per Gesetz für allmächtig erklären lassen will“, so Kelich. Das sei eine Unterwanderung der 

demokratisch gewählten VertreterInnen an den Hochschulen. 

 

Die Finanzierung von Stipendien aus Studiengebühren sorge zudem dafür, dass die Solidarität der 

Studierenden untereinander aufgekündigt wird. Dass Studierende mit ihren Studiengebühren auch 

noch eine kleine Elite fördern sollen, zeige nur, dass Minister Stratmann selbst keinen Sinn in 

Studiengebühren mehr sieht. Ursprünglich habe die Landesregierung behauptet, durch 

Studiengebühren eine Verbesserung der Lehre zu erwirken. „Diese neue Ungerechtigkeit ist für uns 

nur ein weiterer Beweis dafür, dass das einzig sinnvolle Konzept in Bezug auf Studiengebühren deren 

Abschaffung ist“, erklärt der Landeskoordinator der Juso-Hochschulgruppen. Insgesamt fördere 

Stratmann durch die NHG-Novelle Autokratie statt Demokratie und Eliten statt der Gesamtheit.  

 


